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Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung

Niederschrift über
die 25. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und

Digitalisierung am 27. Februar 2023
Sitzungsraum: Haus des Gastes - großer Kursaal (Erdgeschoss),

Am Kurpark 9 in 18586 Ostseebad Baabe,
Sitzungsdauer: 18:30 - 19:45 Uhr

Anwesenheit:

Vorsitzender

Kreistagsmitglied

Ausschussmitglieder

Stellvertreter/-in

Von der Verwaltung

Gäste:

Herr Reinhard Liedtke Amtsvorsteher Amt Mönchgut-
Granitz

Herr Arne Fründt Leitender Verwaltungsbeamter
Amt Mönchgut-Granitz

Herr Hartwig Diwisch Bürgermeister Ostseebad Baabe
Herr Torsten Döring Bürgermeister Ostseebad Göhren
Herr Kai Gardeja Tourismusdirektor Ostseebad Binz

Herr Maximilian Schwarz

Herr Jens Kühnel

Herr Uwe Ahlers
Herr Jörg Burwitz
Herr Uwe Dalski
Frau Dr. Carmen Kannengießer
Herr Albrecht Kiefer
Frau Anita Zimmermann

Herr André Meißner Vertretung für Herrn Jahns
Herr Thomas Pauketat Vertretung für Herrn Branse
Frau Julia Präkel Vertretung für Herrn Kliewe
Frau Anne Zabel Vertretung für Herrn Schröder

Herr Dr. Stefan Kerth Landrat
Frau Silke Egger Persönliche Referentin
Herr Thomas Möhnke FGL 02.10
Frau Anja Pfefferkorn SB Kreistagsangelegenheiten
Frau Sandra Lehmann Pressesprecherin
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Es fehlen:

Ausschussmitglieder

Tagesordnung

- Öffentlicher Teil -

Sitzungsergebnis

- Im öffentlichen Teil -

Herr Ernst Branse entschuldigt
Herr Marco Jahns entschuldigt
Herr Holger Kliewe entschuldigt
Frau Maria Quintana Schmidt entschuldigt
Frau Dr. Doris Schmutzer entschuldigt
Herr Daniel Schossow entschuldigt
Herr Marco Schröder entschuldigt

1. Eröffnung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Einwohnerfragestunde

3. Bestätigung der Tagesordnung

4. Bestätigung der Niederschrift vom 14. Februar 2023

5. Beratung zum aktuellen Thema: Errichtung und Betrieb der LNG-
Anbindungsleitung "Ostsee-Anbindungs-Leitung" vor der Insel Rügen
der Gas Link Lubmin GmbH (RWE)

6. Anfragen

7. Mitteilungen

1. Eröffnung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit

Herr Schwarz eröffnet die 25. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und
Digitalisierung und begrüßt die Anwesenden. Er stellt fest, dass zur Sitzung
ordnungsgemäß geladen wurde und der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und
Digitalisierung mit 11 von 15 Ausschussmitgliedern beschlussfähig ist.

2. Einwohnerfragestunde

Einwohnerfragen werden nicht gestellt.

3. Bestätigung der Tagesordnung

Anmerkungen oder Ergänzungen werden nicht vorgetragen.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung stimmt der
Tagesordnung einstimmig zu.

4. Bestätigung der Niederschrift vom 14. Februar 2023
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Anmerkungen werden nicht vorgetragen.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung bestätigt einstimmig
bei vier Enthaltungen die Niederschrift vom 14. Februar 2023.

5. Beratung zum aktuellen Thema: Errichtung und Betrieb der LNG-
Anbindungsleitung "Ostsee-Anbindungs-Leitung" vor der Insel Rügen der Gas Link
Lubmin GmbH (RWE)

Herr Schwarz begrüßt die zahlreichen Einwohnerinnen und Einwohner aus dem
Landkreis Vorpommern-Rügen, den Amtsvorsteher des Amtes Mönchgut-Granitz, den
leitenden Verwaltungsbeamten des Amtes Mönchgut-Granitz und die Bürgermeister
sowie die Kurdirektoren der umliegenden Gemeinden. Er bedankt sich auch beim
Amt Mönchgut-Granitz, dass die heutige Sitzung des Ausschusses direkt vor Ort im
Ostseebad Baabe durchgeführt werden kann.

Herr Meißner betritt die Sitzung um 18:44 Uhr (12/15)

Herr Liedtke führt anhand einer Präsentation in die Thematik der Errichtung und die
Inbetriebnahme eines LNG-Terminals vor der Insel Rügen ein.

Die Präsentation ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Herr Diwisch informiert, dass den betroffenen Bürgermeistern am 25. Januar 2023
das Vorhaben von der RWE vorgestellt wurde. Am nächsten Tag haben die
Bürgermeister gemeinsam einen Brief an Herrn Habeck, Bundesminister für
Wirtschaft und Klimaschutz, sowie an Herrn Meyer, Minister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Tourismus und Arbeit des Landes Mecklenburg-Vorpommern,
geschrieben, indem Sie ihr Unverständnis für dieses Vorhaben zum Ausdruck
gebracht haben. Von Herrn Habeck sei bislang keine Antwort eingegangen. Herr
Meyer habe sich relative schnell gemeldet und zeitnahe einen Termin vereinbart. Die
Gespräche seien sehr angenehm gewesen. Danach führten die Bürgermeister
nochmal Gespräche gemeinsam mit Herrn Meyer und dem Bergamt Stralsund.
Daraufhin verfassten Sie erneut einen Brief an Herrn Scholz, Bundeskanzler und
Herrn Habeck. Auch da gab es bislang keine Reaktion aus Berlin. Herr Meyer sei
bislang der einzige der die Gemeinden unterstütze. Die ersten Demonstrationen der
Einwohner/innen seien gestartet und die Gemeinden haben eine Petition ins Rollen
gebracht.

Herr Döring bestätigt die Angaben seiner Vorredner. Er teilt mit, dass die
Einwohner/innen auf der Insel Rügen vom Tourismus leben und es derzeit keine
Alternative gebe. Er möchte sich auch nochmal bei Herrn Liedtke bedanken, dass er
immer sofort reagiert und alle Beteiligten zu einem Gespräch zusammen holt. Die
Bevölkerung stehe auch hinter Ihnen. Wir werden alle gemeinsam weiter gegen
dieses Vorhaben kämpfen.

Herr Gardeja führt aus, dass sie letzten Freitag viele Bundes- und
Landtagsabgeordnete zu dieser Thematik angeschrieben haben und die
Rückmeldungen dazu langsam eintreffen. Unverständlich sei jedoch, dass das Thema
im Bundestag bislang noch nicht präsent gewesen sei. Aus diesem Grund haben Sie
sich entschieden heute eine weitere Petition direkt beim Bundestag in den
Petitionsausschuss zu geben. Diese habe zwei Ziele. Zum einen unterstütze sie die
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gemeinsam auf den Weg gebrachte Petition, welche beide Standorte bzw.
grundsätzlich die Errichtung solcher Vorhaben vor der Insel Rügen ablehne. Zum
anderen solle sie erreichen, dass die im Bundestag anstehende Beschlussfassung in
Bezug auf die Zunahme des 11. Standortes, welches es bislang im LNG-
Beschleunigungsgesetz nicht gebe, abgelehnt werde. Zu einem verkürzten Verfahren
finden derzeit Verhandlungen mit dem Petitionsausschuss statt. In der nächsten
Woche finde zudem der erste Termin mit den Abgeordneten statt, um möglichst viel
Wissen über diese Thematik zu Erlangen. Der Öffentlichkeit wird diese zweite
Petition auch nochmal in den nächsten Tagen mitgegeben. Weiterhin wurde die
Internetseite www.RuegenGegenLNG.de von der Gemeinde Binz auf den Weg
gebracht. Er möchte außerdem noch auf zwei wichtige Termine aufmerksam
machen. Am 6. März 2023 seien die Bürger/innen gefragt ihre Einwände zu erheben.
Kopierte Texte seien dabei keine große Hilfe. Wir benötigen saubere, qualitativ
hochwertige Einwände gegen dieses Vorhaben. Im Anschluss am 17. März 2023 finde
das TÖB-Verfahren statt, wo die öffentliche Hand dazu gefragt sei.

Herr Diwisch ergänzt, dass die beteiligten Gemeinden für die Stellungnahmen einen
gemeinsamen Anwalt beauftragt haben. Er halte auch die Dauer von 20 Jahren für
den Betrieb der LNG-Anbindungsleitung nicht nur für eine vorübergehende Lösung,
wie es von Seiten der Auftraggeber heiße.

Herr Schwarz beantragt das Rederecht für Herrn Lenz.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung stimmt einstimmig zu.

Herr Lenz führt aus, dass die Thematik nicht nur die Ostseebäder betreffe, sondern
den gesamten Landkreis. Bei diesem Vorhaben baue sich ein enormer Schiffsverkehr
auf den Wasserwegen auf. Das Gebiet, wo der Bau der Tower geplant werde, sei
zudem eines der besten Heringsfanggebiete für die Sassnitzer Fischer. Er selber habe
damals mit großen Schiffen Öl gefahren, wobei Öl nicht so gefährlich wie Gas sei.
Ein weiterer Punkt gegen dieses Vorhaben sei, dass eine Gasmangellage gar nicht
existiere. Außerdem sei im LNG-Beschleunigungsgesetz der Standort Rügen gar nicht
aufgeführt, lediglich Rostock und Lubmin. Des Weiteren habe sich die
Firmenzusammensetzung der Vorhabenträger geändert, was man als Behörde auch in
Frage stellen sollte. Außerdem stelle die Windlast, die auf den Schiffen zu tragen
komme, eine weitere Gefahr dar. Er bittet die Gemeinden, dass die Anwälte sich mit
den internationalen Sicherheitsvorschriften für den Transport und die Übergabe der
LNG in Verbindung mit den nautischen Vorschriften unserer Gewässer
auseinandersetzen. Ansonsten werde sich unsere Region nach einer Katastrophe
nicht mehr erholen.

Herr Landrat Dr. Kerth merkt an, dass auch wenn er dieses Thema ohne Emotionen
bewerte, er nach allem was ihm bekannt sei, die Schlussfolgerung eine Ablehnung
des Vorhabens sei. Es werde mit unserer Natur und unserer Region hantiert, wo wir
gemeinsam kritisch sein müssen. Auch der Landkreis Vorpommern-Rügen werde nach
derzeitigem Kenntnisstand eine ablehnende Stellungnahme abgeben.

Frau Dr. Kannengießer bedankt sich bei Herrn Lenz für die Ausführungen. Sie teilt
mit, dass die Einleitung von Fremdstoffen ins Wasser bereits beantragt wurde. Als
Medizinerin beschäftige sie auch das Thema Strahlenschutz sehr. Sie möchte von der
Regierung eine Einschätzung haben, welche Gefahren für die Bürger/innen bei
einem Supergau bestehen.

Herr Schwarz beantragt das Rederecht für Frau Zimmermann.

http://www.RuegenGegenLNG.de
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Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung stimmt einstimmig zu.

Frau Zimmermann, Einwohnerin aus Baabe, teilt mit, dass sie daran zweifle, dass
Lubmin der Ausgangspunkt sein könne. In anderen Ländern seien es riesige
Industriehäfen.

Herr Landrat Dr. Kerth informiert, dass er es so verstanden habe, dass die Schiffe
als schwimmender Industriehafen in dem Fall gesehen werden können.

Frau Zimmermann sagt, dass es in Lubmin nie einen großen Industriehafen geben
werde, weswegen dies auch nicht als Übergangslösung fungiere, sondern die Schiffe
dann ewig da bleiben.

Herr Gardeja merkt an, dass die Leitungen so gebaut werden sollen, dass sie auch
wasserstofffähig seien. Sodass nach den 20 Jahren durch diese Leitungen auch
Wasserstoff laufen könne.

Herr Kühnel merkt an, dass es noch strittig sei, ob dies mit den Leitungen
funktioniere. Außerdem erfragt er, welche Möglichkeiten gegen den Bau der LNG-
Anbindungsleitung bestehen, wenn keine Reaktionen aus Berlin kommen.

Herr Ahlers führt aus, dass nach wie vor reichlich flüssiges Erdgas aus Russland in
der EU lande und keine Gasmangellage bestehe. Der Bedarf sei nicht erkennbar,
weswegen er dieses Projekt als völlig überflüssig ansehe. Aus diesem Grund haben
die Kreistagsfraktionen BfS/FDP, CDU, BVR/FW und die WG Adomeit für den Kreistag
Vorpommern-Rügen folgenden Antrag gestellt:

„Der Kreistag Vorpommern-Rügen beschließt:

1. Die Mitglieder des Kreistages Vorpommern-Rügen sprechen sich gegen die
Pläne aus, vor der Insel Rügen ein LNG-Terminal zu errichten.

2. Der Kreistag befürwortet ausdrücklich die Initiativen der Gemeinden auf der
Insel Rügen zur Verhinderung des LNG-Terminals auf der Ostsee.

3. Der Landrat wird beauftragt, die entsprechenden Beschlüsse des Kreistages
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und dem
Landesministerium für Wirtschaft MV mitzuteilen.“

Auf Nachfrage von Frau Präkel bestätigt Herr Landrat Dr. Kerth, dass der Landkreis
Vorpommern-Rügen zu dieser Thematik eine fachlich qualifizierte Stellungnahme
abgeben werde.

Frau Dr. Kannengießer bittet um Auskunft, was die Sicherheits- und
Evakuierungszonen für die Bevölkerung bedeuten. Sie macht auch darauf
aufmerksam, dass Vorhaben zukünftig besser analysiert werden müssen. Polen habe
sich eine Gasleitung von Dänemark durch die Ostsee legen lassen, wovon nie
berichtet wurde. Wohingegen sich Norwegen darauf einrichte Europa mit Gas zu
versorgen. Diese Punkte wurden nie angesprochen.

Herr Liedtke teilt mit, dass die Kommunen nicht Vorhabenträger seien und diese
Fragen nicht beantworten können. Sie haben sich das Informationsmaterial auch
selber zusammengesucht. Es wurden Unterlagen in Aussicht gestellt, die aber bislang
noch nicht eintrafen. Alle Beteiligten haben mehrmals bemängelt, dass zu wenig
Informationen zu diesem Vorhaben der Bundesregierung vorliegen. Herr Meyer hat



Seite 6 von 6

03.04.2023, gez. M. Schwarz 03.04.2023, gez. A. Pfefferkorn

bei den Gesprächen auch bestätigt, dass keine Baugenehmigung erteilt werde, wenn
die Leitungen nicht sicher seien.

Herr Diwisch ergänzt, dass Herr Meyer auch gesagt habe, dass solange niemand
wisse, wie das Terminal genau aussehen solle, es keinen positiven Bescheid geben
werde. Der Bund wurde außerdem von ihm angeschrieben, mit der Bitte um Prüfung,
ob für unsere Region überhaupt ein Bedarf an Gas bestehe. Eine Antwort habe er
bislang noch nicht bekommen und auch diese warte er vor einer Genehmigung ab.

Herr Gardeja merkt außerdem an, dass ein Gutachten beauftragt wurde und der
Ausschuss für Klimaschutz und Energie des Bundestages morgen zu dem Thema LNG-
Terminal vor Rügen tagen werde.

Weiterer Redebedarf besteht nicht.

Herr Schwarz stellt fest, dass viele Fragen noch offen seien aber unsere Region
dieses Vorhaben zum Bau eines LNG-Terminals vor der Insel Rügen ablehne. Er
bedankt sich bei allen Rednern für die Ausführungen.

Herr Schwarz bittet die Ausschussmitglieder um Abstimmung über eine Empfehlung
des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung an den Kreistag
Vorpommern-Rügen über den vorgetragenen Antrag der Kreistagsfraktionen CDU,
BfS/FDP, BVR/FW und der WG Adomeit.

Der Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Digitalisierung empfiehlt dem
Kreistag Vorpommern-Rügen einstimmig, dem Antrag zuzustimmen.

6. Anfragen

Anfragen werden nicht gestellt.

7. Mitteilungen

Mitteilungen werden nicht vorgetragen.

Herr Schwarz bedankt sich bei allen Anwesenden und schließt die Ausschusssitzung
um 19:45 Uhr.

____________________________
Datum, Unterschrift

____________________________
Datum, Unterschrift

Maximilian Schwarz
Ausschussvorsitzender

Anja Pfefferkorn
Protokollführerin
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